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§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

1) Der Verein fu ̈hrt den Namen „Zero Waste Kiel e.V.”.

2) Der Verein hat seinen Sitz in Kiel und ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Kiel

eingetragen.

3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnu ̈tzige Zwecke auf dem

Gebiet des Umweltschutzes und Umweltbildung im Sinne des Abschnitts

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung und strebt die Gemeinnu ̈tzigkeit

an.



2. Der Verein bezweckt die Förderung des Umweltschutzes durch:

a) die Vermeidung von unnötigen Verpackungen, Abfall-, Ressourcen-,

Lebensmittelverschwendung in privaten Haushalten, Unternehmen, in

Kommunen und Ländern, in Forschung, Lehre und in der Weiterbildung sowie in

der Öffentlichkeitsarbeit,

b) die Lösung von technischen, naturwissenschaftlichen und rechtlich/

organisatorischen Aufgabenstellungen der ökologischen Abfallwirtschaft,

3. Dieser Zweck soll insbesondere erreicht werden durch:

a) Wissens- und Erfahrungsaustausch u ̈ber Praxis der Vermeidung von Abfällen aus

Industrie, Gewerbe und Haushalt sowie u ̈ber entsprechende Verfahren, Anlagen

und Organisationsformen.

b) Unterstu ̈tzung und Informationsbereitstellung der Verbraucher und dessen

Konsumverhalten über die umwelt- und gesundheitsrelevanten Auswirkungen von

Produkten, Dienstleistungen und Verhaltensweisen.

c) Anregung und Unterstützung nachhaltiger Forschung und Entwicklung sowie

wissenschaftlicher Untersuchungen in den Bereichen Nachhaltigkeit,

Mu ̈llvermeidung, Umweltschutz.

d) Förderung der Verbreitung von neuen Forschungsergebnissen, technischen

Entwicklungen, Analyse- und Behandlungsmethoden und -vorschriften sowie

deren praktische Anwendung durch Veröffentlichungen.

e) Entwicklung von Vorschlägen und Initiativen zur Lösung von Problemen die mit

der verpackungslosen Vermarktung von Gu ̈tern verbunden sind.

f) Veranstaltung von Tagungen, Seminaren, Workshops, Vorträgen, Ausstellungen

und Messen, die Mitwirkung bei regionalen, nationalen und internationalen

Veranstaltungen sowie Information der Öffentlichkeit und Publikationen.

g) Auf- und Ausbau von Kontakten und Arbeitsbeziehungen zu internationalen bzw.

regionalen steuerbegünstigten Organisationen des nachhaltigen Konsumierens.

h) Unterrichtung einer breiten Öffentlichkeit zur Vermeidung unnötigen Abfalls,

insbesondere u ̈ber Möglichkeiten des verpackungslosen Warenangebots, als

Beitrag zum Umweltschutz und zur globalen Ressourcenschonung.



4. Der Verein bekennt sich zu den UN-Nachhaltigkeitszielen, internationaler Gesinnung,

Vielfalt, interkultureller Verständigung, Frieden und Gleichberechtigung. Deswegen

tritt der Verein rassistischen, sexistischen, verfassungs- und fremdenfeindlichen

Bestrebungen und anderen diskriminierenden oder menschenverachtenden

Verhaltensweisen und Ideologien entgegen. Der Verein tritt Bestrebungen entgegen,

die eine ökologische und nachhaltige Lebensweise mit extremistischen Gedankengut

verbinden.

§ 3 Selbstlosigkeit

1. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche

Zwecke.

2. Mittel des Vereins du ̈rfen nur fu ̈r die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.

3. Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

4. Die Mitglieder des Vereins und der Vorstand können fu ̈r ihren Arbeits- oder

Zeitaufwand Vergu ̈tungen erhalten. Maßstab der Angemessenheit ist die

gemeinnu ̈tzige Zielsetzung des Vereins. Der Umfang der Vergu ̈tungen darf nicht

unangemessen hoch sein.

5. Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen

Verhältnisse und der Haushaltslage beschließen, dass Tätigkeiten entgeltlich auf der

Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer pauschalierten

Aufwandsentschädigung ausgeübt werden.

6. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem gesetzten Zweck des Vereins fremd

sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergu ̈tungen begu ̈nstigt werden.

7. Im Falle der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen

steuerbegünstigten Zwecks fällt das Vermögen einer juristischen Person des

öffentlichen Rechts oder einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft zur

Förderung des Umweltschutzes zu. Es ist ausschließlich und unmittelbar zu

steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden.



§ 4 Mitgliedschaft

1. Ordentliche Mitglieder des Vereins können alle natu ̈rlichen Personen und alle

juristischen Personen des öffentlichen und privaten Rechts sein, welche die Ziele des

Vereins bejahen und unterstu ̈tzen.

2. Der Antrag, als Mitglied des Vereins aufgenommen zu werden, ist an den Vorstand zu

richten. Die Mitgliedschaft wird durch Beschluss des Vorstandes erworben.

3. Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der

Mitgliederversammlung. Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine

einfache Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden

stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich.

4. Soweit es die wirtschaftlichen Verhältnisse des Vereins erlauben, können

außerordentliche Aufwendungen von Mitgliedern als Aufwandsentschädigung

gegenu ̈ber dem Verein geltend gemacht werden, höchstens bis zu dem Betrag, den

gemeinnu ̈tzige Vereine steuerfrei als Ehrenamtspauschale nach § 3 Nr. 26 a EStG

auszahlen können.

5. Die Mitgliedschaft erlischt

a. durch Tod der natu ̈rlichen und durch Löschung der juristischen Person.

b. durch schriftliche Austrittserklärung.

c. durch Ausschluss. - Dieser kann erfolgen, wenn das Verbleiben das Ansehen

oder wichtige Interessen des Vereins gefährdet sind. Vor einem solchen

Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Dem

betreffenden Mitglied steht innerhalb eines Monats nach Zugang der

Nachricht u ̈ber den Ausschluss die Beschwerde zu, u ̈ber die die nächste

Mitgliederversammlung endgu ̈ltig zu entscheiden hat. Bis zu diesem Zeitpunkt

bleibt das ausgeschlossene Mitglied Mitglied des Vereins, die Mitgliedsrechte

indes ruhen in dieser Zeit.



§ 5 Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind

1. der Vorstand

2. die Mitgliederversammlung

3. das Plenum

§ 6 Der Vorstand

1. Der Vorstand i.S.d.§ 26 BGB besteht aus drei Personen

2. Jedes Vorstandsmitglied ist allein vertretungsberechtigt.

3. Der Vorstand haftet gegenu ̈ber dem Verein nur fu ̈r Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

4. Der Vorstand ist fu ̈r die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch

die Satzung der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende

Aufgaben:

a. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung;

b. Einberufung der Mitgliederversammlung;

c. Ausfu ̈hrung der Beschlu ̈sse der Mitgliederversammlung;

d. Beschlussfassung u ̈ber Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitgliedern;

e. Beschlussfassung u ̈ber die Umsetzung der Vereinsziele.

5. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren vom

Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch auch nach Ablauf seiner

Amtszeit bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln

zu wählen. Wählbar sind nur aktive Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des

Vorstands während der Amtsperiode aus, so wählt eine zu diesem Zweck vom

Vorstand unverzu ̈glich einzuberufende außerordentliche Mitgliederversammlung ein

Ersatzmitglied fu ̈r die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. Im Übrigen gelten

die fu ̈r die Regelwahl des Vorstands in der Satzung enthaltenen Bestimmungen.

6. Vorstandsmitglieder können im Rahmen ihrer grundsätzlich ehrenamtlichen

Vorstandstätigkeit eine von der Mitgliedsversammlung festzusetzende pauschale

Tätigkeitsvergu ̈tung erhalten. In diesem Fall wird die Direktionsbefugnis von der

Mitgliederversammlung festgelegt.



§ 7 Die Mitgliederversammlung

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird einmal jährlich durch den Vorstand

einberufen. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand

einzuberufen, wenn das Interesse des Vereines es erfordert oder wenn die

Einberufung von der Hälfte aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und

der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Die Einberufung erfolgt durch schriftliche

postalische oder elektronische Bekanntgabe unter Angabe der Tagesordnung mit

einer Frist von vier Wochen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der

Einladung folgenden Tag. Die Einladung gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an

die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet ist.

Über die Beschlu ̈sse der Mitgliederversammlung ist ein von der Versammlungsleitung

zu unterzeichnendes Protokoll zu errichten.

2. In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme.

3. Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden, bei dessen

Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied geleitet.

4. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der/die Versammlungsleiter/in kann

Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens

beschließt die Mitgliederversammlung.

5. Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich fu ̈r folgende Angelegenheiten

zuständig:

a. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands einschließlich des

Rechenschaftsberichts u ̈ber Einnahmen und die Ausgaben des Vereins sowie

die wirtschaftliche Lage,

b. Entlastung des Vorstands,

c. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans fu ̈r das nächste

Geschäftsjahr,

d. Festsetzung der Höhe des Mitgliedsbeitrags,

e. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands,

f. Beschlussfassung u ̈ber Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins,

g. Beschlussfassung u ̈ber die Beschwerde gegen einen Ausschließungsbeschluss

des Vorstands.



6. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 10 % der

ordentlichen Mitglieder, mindestens aber fu ̈nf ordentliche Mitglieder, davon

mindestens ein Vorstandsmitglied anwesend sind. Sie fasst Beschlu ̈sse im

Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gu ̈ltigen Stimmen. Beschlu ̈sse

u ̈ber die Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins bedu ̈rfen zu ihrer

Wirksamkeit einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gu ̈ltigen Stimmen der

Mitglieder.

7. Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von der

jeweiligen Versammlungsleitung und dem/der Protokollfu ̈hrer*in zu unterzeichnen

ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten:

● Ort und Zeit der Versammlung,

● die Person der Versammlungsleitung und des/der Protokollfu ̈hrers*in,

● die Zahl der erschienenen Mitglieder,

● die Feststellung, dass zur Mitgliederversammlung ordnungsgemäß eingeladen wurde,

● die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der

Abstimmung.

Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. Dies kann auch durch

Bezugnahme auf eine dem Protokoll als Anlage hinzuzufu ̈gende Urkunde geschehen.

8. Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung

beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf

die Tagesordnung gesetzt werden. Die Versammlungsleitung hat zu Beginn der

Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über Anträge

auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt

werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine

einfache Mehrheit der abgegebenen gu ̈ltigen Stimmen erforderlich.

§ 8 Das Plenum
1. Jedes Mitglied hat eine Stimme.

2. Das Plenum ist beschlussfähig, wenn mindestens 20 % der Mitglieder, mindestens

aber fu ̈nf Mitglieder und zusätzlich mindestens ein Vorstandsmitglied anwesend oder

durch eine Vollmacht vertreten sind. Es fasst Beschlu ̈sse im Allgemeinen mit einfacher

Mehrheit der abgegebenen gu ̈ltigen Stimmen.

3. Das Plenum ist fu ̈r folgende Angelegenheiten zuständig:



a. Beschlussfassung u ̈ber die Umsetzung der Vereinsziele.

b. Das Plenum tagt nach Bedarf. Termine werden jeweils auf dem Plenum

verabredet. Andernfalls lädt der Vorstand dazu ein. Der Vorstand lädt zum

Plenum ein, wenn drei Mitglieder dies wu ̈nschen.
c. Über die Beschlu ̈sse ist ein Protokoll anzufertigen, das allen Mitgliedern

innerhalb von zwei Wochen zur Verfügung gestellt werden muss.

§ 9 Auflösung

1. Der Beschluss u ̈ber die Auflösung des Vereins kann nur auf Antrag des Vorstandes in

einer zu diesem Zwecke eigens einberufenen Mitgliederversammlung, in der

mindestens 3/4 aller Mitglieder anwesend oder vertreten sein mu ̈ssen, und dann nur

mit einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden bzw. vertretenen stimmberechtigten

Mitglieder gefasst werden. In der Einladung zu der Mitgliederversammlung ist hierauf

besonders hinzuweisen. Ist die Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig, so muss

innerhalb von sechs Wochen eine zweite Mitgliederversammlung stattfinden, die

ohne Ru ̈cksicht auf die Zahl der anwesenden oder vertretenden Mitglieder

beschlussfähig ist. In der Einladung zu dieser Mitgliederversammlung ist hierauf

ausdru ̈cklich hinzuweisen. Auch in dieser Sitzung ist fu ̈r die wirksame Auflösung des

Vereins eine Mehrheit von 3/4 der anwesenden oder vertretenden

stimmberechtigten Mitglieder erforderlich.

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter

Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine gemeinnu ̈tzige

Umweltschutzeinrichtung, die es unmittelbar und ausschließlich zum Zwecke des

Umweltschutzes zu verwenden hat.

§ 10 Online-Versammlungen

Alle Organe des Vereins können ihre Treffen und Versammlungen in persona oder online

abhalten. Dazu zählt auch telefonisch. Mischformen sind ebenfalls zulässig.

Stand: 01. 02. 2022


